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WWeerr  zzaahhlltt  ffüürr  ddiiee  KKrriissee??
Die Bankenkrise erschüttert die internationalen
Finanzmärkte. Die Industrieländer schlittern in
die Rezession. Wir erleben gegenwärtig die
schwerste Wirtschaftskrise der letzten Jahrzehn-
te. Schwindelerregend hohe Milliardenbeträge
werden von der Bundesregierung aus Steuergel-
dern zur Unterstützung der Kapitalbesitzer be-
reitgestellt. Das bedeutet: Die Kosten der Krise
sollen vor allem von den Arbeitenden bezahlt
werden. Das fordert den Widerstand  der Arbei-
tenden und ihrer Gewerkschaften heraus. 

DIE LINKE fordert angesichts der Krise ein Sofort-
programm zur Stärkung der Binnennachfrage: Für
einen deutlichen Anstieg der Einkommen wird 
DIE LINKE die Gewerkschaften in anstehenden 
Tarifkämpfen unterstützen. Der Niedriglohnsektor
muss durch die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohnes von 8 Euro sofort, der in schnellen
Schritten auf 10 Euro steigt, trockengelegt wer-
den. DIE LINKE fordert die Anhebung von Arbeits-
losengeld II auf 435 Euro und Maßnahmen zur
Vermeidung von Altersarmut.  

DIE LINKE fordert ein Zukunftsinvestitionspro-
gramm in der Größenordnung von 50 Milliarden
Euro! Wir brauchen 25 Milliarden Euro mehr für
Kindertagesstätten, Schulen und Hochschulen.
Weitere 25 Milliarden Euro sind für Investitionen
in die Infrastruktur vorzusehen, damit Gebäude,
Brücken, Straßen, das Abwassersystem und vie-
les andere wieder in Ordnung kommt.

Wer nicht für den Zusammenbruch des Turbo-
kapitalismus zahlen will, der muss sich dagegen
wehren; mit den LINKEN und mit den Gewerk-
schaften. Kämpfe mit! 

Klaus-Dieter Heiser,
Mitglied im Bezirksvorstand DIE LINKE. Neukölln

Minus 13 Prozent bei den Stun-
denlöhnen in sechs Jahren –
preisbereinigt. So die Bilanz für
die Beschäftigten im unteren
Viertel der Einkommenspyramide. 

Die durchschnittlichen Stundenlöhne
sanken von 7,23 Euro im Jahr 2000 auf
6,84 Euro 2006. Selbst das „obere Vier-

tel“ der Beschäftigten konnte sich über die
Jahre nur leicht verbessern, im Schnitt um gut
zwei Prozent – unter Berücksichtigung der Infla-
tion. „Der Aufschwung kommt bei den Men-
schen an.“ Sagt Kanzlerin Merkel. Bei einigen
stimmt das auch: Die Gewinne und Vermögens-

einkommen sind um 45 Prozent gestiegen,
preisbereinigt um über 30 Prozent.

Die immer krassere soziale Spaltung der Ge-
sellschaft ist politisch gewollt: Rot-Grün und
Schwarz-Rot machten den Weg frei für immer
mehr Leiharbeit, Befristungen, Minijobs, Ein-Euro-
Jobber und sozial ungesicherte Scheinselbststän-
dige. Durch Hartz IV mit Fortfall des Zumutbar-
keitsschutzes wird Lohndrückerei vorangetrieben.
Für Unternehmen und Vermögende dagegen gab
es großzügige Steuersenkungen. Schon 22 Pro-
zent der Beschäftigten müssen im Niedriglohnbe-
reich arbeiten. Der Trend zu immer mehr Lohn-
dumping muss gestoppt werden. Vor allem durch
einen gesetzlichen Mindestlohn, der von acht in
schnellen Schritten auf zehn Euro steigt.

RReeiicchheerr  MMaannnn  uunndd  aarrmmeerr  MMaannnn  ssttaannddeenn  ddaa  uunndd  ssaahh''nn  ssiicchh  aann..  DDaa  ssaaggtt  ddeerr  AArrmmee  bblleeiicchh::  „„WWäärr  iicchh
nniicchhtt  aarrmm,,  wwäärrsstt  dduu  nniicchhtt  rreeiicchh..““ Mitglieder der Berliner Attac- Gruppe gegen die Agenda 2010
haben die Kernaussage dieses Brechtzitats auf weiße T- Shirts geschrieben. Für jeden deutlich les-
bar, stellen sie sich vor die Nobellokale dieser Stadt. Um die Milliardenprofite der Konzerne zu reali-
sieren, müssen sich die abhängig Beschäftigten mit  stagnierenden, niedrigen Löhnen zufrieden
geben, oft sogar als Hartz IV- Empfänger überhaupt auf Beschäftigung verzichten.
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132 %

102 %

87 %

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen real

Realeinkommen des oberen
Viertels der Beschäftigten

Realeinkommen des unteren
Viertels der Beschäftigten

2006

100 %
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Vorsicht Falle!

Aus dem

Neuköllner Rathaus

„Prävention mit Repression“ lau-
tet des Rezept, das Neuköllns
Bürgermeister Heinz Busch-
kowsky nach seinem Städtetrip
nach Rotterdam und London
verkündete. Besonders heftig
kritisierte er den Londoner
Stadtteil Whitechapel als „völlig
verwahrlosten Stadtteil“. Aus
Whitechapel bekam „Neu-Köll-
nisch“ eine Stellungnahme. 

Ich bin stolz auf Whitechapel -- als Brite aus
Bangladesch, als Gewerkschafter, als politi-
scher und Gemeindeaktivist und als Künst-

ler. Whitechapel ist nicht Kabul, sondern das
moderne London, mit einer großen kulturellen
Mischung und sozialer Solidarität.

Whitechapel ist der Ort, wo der moderne So-
zialismus geboren wurde und die Gewerkschaf-
ten in Großbritannien ihren Anfang nahmen; wo
die moderne Frauenrechtsbewegung begann

und wo sich die Armen Ende des 19. Jahrhun-
derts und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts erhoben, um ihre Würde als menschliche
Geschöpfe wiederzugewinnen.

Whitechapel war immer ein Ort, an dem die
Armen Londons gelebt haben, und immer Seite
an Seite mit Einwanderern: den Hugenotten,
den Juden und jetzt den Bangladeschern. Die
Stadtverwaltung und die britische Regierung
haben bei der Bekämpfung von Armut versagt.
London weist mitunter sogar die höchsten Ar-
mutsraten des Landes auf, und Whitechapel ist
besonders betroffen.  

Die Reichen haben immer die Armen für ihre
Armut verantwortlich gemacht – besonders in
London, wo es enormen Reichtum gibt. Die
marktorientierte Politik von New Labour hat die
Kluft zwischen Reich und Arm noch vergrößert,
sogar schlimmer als unter Margaret Thatcher.
Whitechapel liegt im Schatten des Bankenviertels
von London und des Büro- und Geschäftsviertels
Canary Wharf, wo tagtäglich Milliarden Dollar in
Umlauf sind und Börsenspekulanten sich selbst
Millionen Dollar als Belohnung auszahlen. 

Zweite Neuköllner
Kommunalpolitische
Tagung Anfang 2009
Nachdem die Auftaktveranstal-
tung im April mit rund 30 Teil-
nehmern ein schöner Erfolg
wurde, bereiten die Neuköllner
LINKEN eine weitere Tagung vor. 

Diesmal werden - neben ausgewiesenen
Linken - auch Vertreter Neuköllner Initi-
ativen, der Gewerkschaften und Fach-

leute als Referenten eingeladen.

Die Themenkomplexe sollen sein:

- Arbeit, Soziales und Gesundheit
- Bildung, Jugend und Kultur
- Stadtplanung, Grün, Verkehr.

Dabei sollen problematische Entwicklungen
im Bezirk aufgegriffen werden, bevor sie uns
überrollen. Es sollen Lösungsansätze erarbeitet
und zugleich überlegt werden, wie sie umgesezt
werden können.

Wegen der dichten Terminfolge im Herbst
hat sich die Vorbereitungsgruppe entschlossen,
die Tagung auf den Anfang des nächsten Jahres
zu legen. Zunächst sei auf die kommunalpoliti-
schen Veranstaltungen zur sozialen Lage in
Neukölln am 29. Oktober und zur Umgestaltung
der Karl-Marx-Straße im Dezember hingewie-
sen.

Marlies Fuhrmann, 
Basisorganisation Hermannstraße der LINKEN
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Ich arbeite in der Gemeindeverwaltung von
Tower Hamlets (Whitechapel ist einer der Bezir-
ke von Tower Hamlets), wo fast 50 Prozent der
Arbeitskräfte von ethnischen Minderheiten ab-
stammen. Im ganzen öffentlichen Dienst in die-
sem Gebiet ist das Verhältnis ähnlich. Aber im
Bankenviertel und auf Canary Wharf gibt es
kaum eine Vermischung, und Kinder von Zuwan-
derern sind ausgeschlossen oder es wird ihnen
vermittelt, dass sie nicht willkommen sind.

Die echten Ghettos hier sind die Ghettos der
Reichen, wo der Wohlstand auf eine sehr kleine
Gruppe von Leuten beschränkt ist, Einwanderer
wie Nichteinwanderer. Und das ist die Ursache
für Armut.

Whitechapel ist die Zukunft Londons, denn
hier gibt es Solidarität und Kampf für soziale Ge-
rechtigkeit in einer der reichsten Städte der Welt.

Hussain Ismail ist politischer Aktivist in White-
chapel, er arbeitet für die Gewerkschaft in der
Gemeindeverwaltung und befasst sich als
Schriftsteller vor allem mit dem Thema London.
Übersetzung: Rosemarie Nünning

Änderungen in der Sozialgesetz-
gebung kann zu finanziellen Pro-
blemen führen. Darüber infor-
miert Sylvia Stelz.

Mit Einführung der „Grundsicherung für
Arbeitsuchende“ („Arbeitslosengeld
II“) zum 1. Januar 2005 schuf der Ge-

setzgeber auch das Instrument des „Kinderzu-
schlages“. Damit soll den Eltern und Elterntei-
len, deren Einkommen und Vermögen zwar aus-
reicht, ihren eigenen Lebensunterhalt sicherzu-
stellen, aber nicht hoch genug ist, um auch den
Lebensunterhalt ihrer kindergeldberechtigten
Kinder zu decken, eine Möglichkeit gegeben
werden, ihr Einkommen so zu ergänzen, dass
sie nicht hilfebedürftig im Sinne der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende (ALG II) sind.

Am 1. Oktober 2008 wurden die Einkom-
mensgrenzen für den Bezug des Kindergeldzu-
schlages gesenkt, so dass mehr Familien an-
tragsberechtigt sind.

Das ist zum einen positiv zu werten, setzt
aber zum anderen eine bürokratische Maschi-
nerie in Bewegung. Die sogenannten „Aufsto-
cker“, dass sind die Bedarfsgemeinschaften,
die so wenig Geld verdienen, dass sie zusätzlich
ALG II beantragen müssen, um ihren Lebens-
unterhalt zu finanzieren, bekommen ein Pro-
blem. Sie rutschen in ein anderes „Hilfesys-
tem“, da immer die Inanspruchnahme der vor-
rangigen Leistungen zählt.

Konkret passiert folgendes: Das JobCenter
teilt ihnen mit, dass sie keinen Anspruch mehr
auf den Aufstockungsbetrag haben und sie stel-
len die Zahlungen ein. Die betroffenen Familien,
sehr oft Alleinerziehende, müssen jetzt Wohn-
geld beim Wohnungsamt und den Kindergeldzu-
schlag bei der Familienkasse beantragen. 

Es kommt zwar letztendlich etwas mehr Geld
dabei heraus, aber der Zeitraum, bis die neuen
„Bezugsquellen“ die ersten Zahlungen leisten,
sind nicht gerade kurz. Zwar sollen diese Anträ-
ge schneller und bevorzugt bearbeitet werden,
aber wie lange es wirklich dauert, weiß nie-
mand. Der Antragsstau z. B. beim Wohnungs-
amt liegt derzeit bei ca. 4 Monaten.

Die JobCenter sind angehalten über die
neuen Regelungen zu informieren, aber nicht
jeder kann mit dem Hinweis auf die „vorrangi-
gen Leistungen“ etwas anfangen. Auf Nachfrage
beim Neuköllner JobCenter, zuckte man mit den
Schultern. Sie fühlten sich nicht verpflichtet die
Bürger ausreichend und umfassend zu informie-
ren, obwohl sie dazu verpflichtet sind.

Sylvia Stelz ist Fraktionsvorsitzende der LINKEN
in der Neuköllner Bezirksverordnetenversamm-
lung

„Was sind Ghettos?“  Antwort aus Whitechapel 
an den Neuköllner Bürgermeister Buschkowsky



Die soziale Lage in Neukölln ist
bitter ernst, es ist schon 5 nach
12. Die Armut steigt in Berlin 
rasant. 

Dies belegen sowohl der „Sozialatlas
2007“ als auch eine Studie der Hum-
boldt-Universität. Jeder vierte Erwerbs-

tätige ist in Berlin Geringverdiener; jeder Fünfte
ist auf Hartz IV oder andere staatliche Zuschüs-
se angewiesen. Jedes dritte Kind wächst inzwi-
schen in einem Hartz IV-Haushalt auf. Be-
sonders schlimm trifft es den Neuköllner Nor-
den. Die Gutacher von der Humboldt-Univer-
sität um Professor Häußermann sprechen von
„alarmierenden Untersuchungsergebnissen“.

Spaltung in Arm und Reich 
hat sich verschärft 

Laut einer dieser Studien hat sich 2006 die
soziale Lage gegenüber dem Vorjahr weiterhin
verschlechtert. Dabei liegen ein Drittel aller so-
zialen Brennpunkte Berlins in Neukölln. Rund
zwei Drittel der Menschen leben hier heute in
prekären Verhältnissen, die Hälfte sogar am
Rande der sozialen Ausgrenzung. Während im
Norden die sozialen Verwerfungen immer grö-
ßer werden, scheint die Lage im Süden von
Neukölln (Rudow, Bukow) noch relativ stabil zu
sein. Der Abwärtstrend hat sich aber mittlerwei-
le auch auf den Britzer Norden ausgedehnt. 

Sollte sich der negative Trend weiterhin ver-
festigen, dann sind in 10 bis 15 Jahren drei Vier-
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tel aller Neuköllner von sozialer Ausgrenzung
bedroht. Aus Erfahrung weiß man, dass sich
Probleme dort weiter verdichten, wo sie bereits
sind. Das Bezirksamtes Neukölln und die Berli-
ner Landesregierung müssen also dringend ein-
greifen.

Wie sieht es in Neukölln 
im Einzelnen aus?

Soziale Ausgrenzung kann anhand verschie-
dener statistischer Merkmale wie Arbeitslosig-
keit, Migrationshintergrund, Mobilität, Kinderar-
mut oder Jugendkriminalität erkannt werden.
Was Neukölln betrifft, so lebt hier etwas mehr
als die Hälfte (151.000) im problembeladenen
Norden. 65 Prozent dieser Bevölkerung liegt mit
ihrem Einkommen unter der Armutsgrenze und
jeder zweite Nord-Neuköllner hat einen Migra-
tionshintergrund (75.000). Die Mehrheit der
Einwanderer kommt aus der Türkei und aus ara-
bischen Ländern. 

Außerdem muss fast jeder Zweite von Arbeits-
losengeld oder sonstigen Transferleistungen
leben. Langzeitarbeitslosigkeit hat sich in den

Problemstadtteilen verfestigt. Besonders unter
den Migranten nahm die Arbeitslosigkeit in den
vergangenen Jahren stark zu. Da verwundert es
kaum, dass Neukölln mit 22 Prozent Verschul-
dungsquote an der traurigen Spitze der BRD liegt.

Weiter stellten die Forscher für den Neuköll-
ner Norden fest, dass mehr deutsche Staatsan-
gehörige weg ziehen als zuziehen, bei den aus-
ländischen Mitbürgern ist es hingegen umge-
kehrt. Die noch vergleichsweise günstigen Mie-

ten (Stand 2006) und knappe Haushaltskassen
haben wohl zu Zuzügen, während das soziale
Umfeld wohl zu Wegzügen geführt haben.

Die Kinderarmut ist erschreckend gestiegen,
in einem Zeitraum von nur fünf Jahren von 19
Prozent auf beinahe das Dreifache, in einigen
Teilen des Neuköllner Nordens sogar auf über
73 Prozent. Sehr schlimm ist auch die Lage für
die Jugendlichen: Jedes Jahr verlassen 70 Pro-
zent der Schüler aus Neukölln die Schule ohne
oder nur mit einem Hauptschulabschluss. Gut
60 Prozent der unter 25-Jährigen beziehen
Hartz IV und in Neukölln ist die Zahl der jugend-
liche Intensivstraftäter sehr hoch, was ebenfalls
den sozialen Frieden bedroht.

Was ist zu tun?
Die Quartiersmanagementgebiete müssen

auf den gesamten Neuköllner Norden und die
Gropiusstadt ausgedehnt werden. Außerdem
sind alle Schulen im Norden von Neukölln zu
Ganztagesschulen, am besten zu Gemein-
schaftsschulen, umzuwandeln. Kinder mit
„nichtdeutscher Muttersprache“ brauchen
schon im Kindergarten und dann besonders in

der Grundschule intensive Sprachförderung.

Für die Menschen ohne Arbeit aus Neukölln
müssen für den Anfang 1.000 Stellen zu Min-
destlohnbedingungen im Öffentlichen Beschäf-
tigungssektor geschaffen werden. Für Jugendli-
che ohne Lehrstelle müssen überbetriebliche
Ausbildungsplätze geschaffen werden.

Klaus-Peter Dauks, Mitglied des 
Bezirksvorstands der LINKEN in Neukölln
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Armuts-Alarm
in Neukölln

Podiumsgespräch
zum sozialen Brennpunkt Neukölln mit

Senatorin Dr. Knake-Werner (DIE LINKE)

Prof. Dr. Häußermann (Stadt-, Regionalsoziologe)

29. Oktober, 19 Uhr, im Rathaus Neukölln

Wie können wir das Leben in Neukölln verbessern?



Seite 4

neu-köllnisch . Oktober 2008 DIE LINKE Berlin-Neukölln

Wenige Wochen vor Beendigung
des Flugbetriebs auf dem 
Tempelhofer Feld hat der Senat
einen neuen Entwurf des 
Flächennutzungsplans (FNP)
vorgelegt.

Die Darstellungen des FNP wurden ent-
sprechend dem Konzept „Zukunft Tem-
pelhofer Feld“ aktualisiert. Kern der

Darstellung ist der zentrale stadtklimatisch be-
deutsame Grünraum und dessen Anbindung an
die umgebenden Stadtquartiere. Um die zentra-
le Parklandschaft Tempelhof sind als Nutzungs-
ziel zwei Stadtquartiere mit Wohnnutzungen
sowie auf den westlichen und südlichen Teilflä-

chen die Entwicklung von Gewerbe- und Dienst-
leistungsquartieren vorgesehen.

Die Planungsbegründung stößt nicht nur auf
Zustimmung. Besonders die „Aufwertung“ des
Bereichs Oderstraße/Schillerpromenade ruft
bei Mieterinnen und Mietern Befürchtungen
hervor. Wie wird sich dieses Planungsziel auf
ihre Miethöhe auswirken? Wird es einen Ver-
drängungsprozess geben, bei dem sie ihr bishe-
riges Wohngebiet verlassen müssen, ähnlich

wie es in Teilen der Innenstadtbezirke Prenzlau-
er Berg und Friedrichshain zu beobachten ist?
Deshalb ist die Anschlussbebauung auf dem
Tempelhofer Feld an der Oderstraße bei den An-
wohnern umstitten.

DIE LINKE hat ein Kompetenzteam gebildet,
das sich in der weiteren Debatte um das Tem-
pelhofer Feld zu Wort melden wird. Genauso
notwendig ist, dass sich die Bürgerinnen und
Bürger vor Ort einmischen.

Tempelhof: Einmischen ist notwendig

Neu im Entwurf des Flächennutzungsplans: Der Bereich des denkmalgeschützten Flughafenensem-
bles am Platz der Luftbrücke, entlang des Tempelhofer Dammes und nördlich des S-Bahnringes,
wird gemischt als Baufläche M2 dargestellt. Damit bieten sich Entwicklungsmöglichkeiten für unter-
schiedliche Nutzungen. Die Wohnbaufläche W2 im Bereich Oderstraße/Schillerpromenade wird zu-
rückgenommen und stattdessen das Stadtgefüge am Columbiadamm ergänzt und als Wohnbauflä-
che W3 dargestellt.

Petra Vogel (50, ledig) ist be-
rufstätig, trotzdem muss sie mit
Armut im Alter rechnen. 

Sie arbeitet in einer großen Gebäudereini-
gungsfirma. Unternehmen in dieser Bran-
che zahlen schlecht. Petra Vogel lebt von

rund 1.000 Euro netto im Monat. 

Wenn Petra Vogel in Rente geht, wird sie, wie
viele Beschäftigte, keine 45 Jahre in die Renten-
kasse eingezahlt haben. Die Angst vor Armut im
Alter greift um sich. Wer ein Leben lang nur
Dreiviertel des Durchschnittslohns (etwa 1 900
Euro brutto) erhält, bekommt später nicht mehr
Rente als Grundsicherung, das ist die Sozialhil-
fe im Alter. 

Denkt Frau Vogel an ihr Alter, kräuselt sich
ihre Stirn. „Ich werde wohl am Bettelstab lan-
den«, sagt sie, halb lachend, halb resigniert.
»Ich gehe davon aus, dass ich in eine kleinere,
billigere Wohnung umziehen muss.“ Von ihrem
kleinen Gehalt sorgt Petra Vogel mit 50 Euro
privat vor. Doch die 40 Euro Zusatz-Rente wer-
den auf die Grundsicherung angerechnet. 

LINKE sorgt für 300 Euro mehr
Rente

Wir haben nachgerechnet: Nach geltendem
Recht bekäme Frau Vogel eine Brutto-Rente von
510 Euro, nach dem Renten-Konzept der Frak-
tion DIE LINKE 804 Euro. Wie ist das möglich?

Das Rentenmodell der Fraktion DIE LINKE

sieht vor, dass Ausbildungszeiten höher als bis-
her bewertet werden und das Prinzip »Rente
nach Mindesteinkommen« auch für Versiche-
rungszeiten nach 1991 gilt. Das bedeutet, dass
bei Menschen, die weniger als 75 Prozent des
durchschnittlichen Bruttolohns erhalten, die
Rentenbeiträge um bis zu 50 Prozent angeho-
ben werden. 

Noch besser: Von dem Rentenmodell der
Fraktion DIE LINKE würde nicht nur Petra Vogel
profitieren: Wenn Zeiten der Kindererziehung
und Ausbildung und Phasen der Arbeitslosigkeit
und niedriger Einkommen höher bewertet wer-
den, nutzt das Millionen von Bürgerinnen und
Bürgern. Der entwürdigende Gang zum Sozial-
amt bliebe ihnen erspart.

Altersarmut trotz Berufstätigkeit? 
DIE LINKE will Altersarmut verhindern
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„Dieser Krieg produziert Terroristen“
Sabur Zamani, der Vorsitzende
des Afghanischen Kommunika-
tions- und Kulturzentrums zieht
in seinem Gastbeitrag Bilanz des
Krieges in seinem Heimatland.

Über 29 Jahre Krieg und Völkermord in Af-
ghanistan haben die Kriegsparteien
nicht zu ihrem angeblichen Ziel geführt.

Daher sind wir überzeugt, dass auch diese Krie-
ge der so genannten Antiterror-Allianz auch
nicht ihre angeblichen Ziele erreichen werden.
Dieser Krieg produziert Terroristen und machte
das Land und seine Völker zu Gefangenen der
internationalen Terroristen und des Staatsterro-
rismus und internationale Geldmafia und Dro-
gen-Mafia und Islamisten. Man kann keine Ter-
roristenbande dadurch bekämpfen, dass man
mit anderen terroristischen Banden paktiert. 

Über fünf Millionen Flüchtlinge ohne Zukunft
stehen vor dem Hungertod, weil Milliarden Dollar
im Namen des Antiterrorkampfs ausgegeben
werden und dieser Kampf tötet Unschuldige und
hindert die Rückkehr der Millionen Flüchtlinge
und produziert noch mehr Flüchtlinge. Statt
Bombenterror gegen die Zivilbevölkerung sollte
es ein Austrocknen der Zulaufquellen für Waffen
und Geld der Taliban und anderen Parteien
geben. Und die Entmachtung aller Mafiabanden,
Kriegsverbrecher und Islamistenführer. Politisch
und finanzielle Unterstützung aller demokrati-
schen und Zivilkräfte und Persönlichkeiten und
sorgen für ihre Sicherheit. Ehrliche Unterstüt-
zung aller Frauenorganisationen und Beteiligung
der Frauen an der Regierung und im Entschei-
dungsgremium. Kein Einsatz der internationalen
Soldaten in einem unsinnigen Krieg gegen die Zi-
vilbevölkerung in Afghanistan. Kein deutscher
Soldat zum Schutz der Drogenmafia und War-
lords und Islamisten. Keine Macht den Taliban
und andern Islamisten und Kriegsverbrechern.

Wir fordern Schutz der Menschrechtsaktivi-
sten und Journalisten, die kritisch berichten und
sich für die Sicherheit und den Schutz der Zivilbe-
völkerung und für einen ehrlichen Aufbau Afghani-
stans einsetzen. Die letzte 29-jährige Geschichte
Afghanistans zeigte, dass die Vereinigung aller Is-
lamisten, Terroristen, Kriegsverbrecher und War-
lords nicht zum Frieden und zur Sicherheit des
Landes führt, sondern verschlimmert verschärft
und macht Frieden und Sicherheit unmöglich und
internationalen Terrorismus stärker.

Es soll der Entwicklung einer Kultur der Ge-
waltfreiheit und der Vernetzung aller Friedens-
und Sozialbewegungen möglich gemacht wer-
den und sie unterstützt werden. In Afghanistan
sind nicht nur die Warlords und Islamisten, da
sind viele andere, die seit über 30 Jahren immer
wieder bewiesen, dass sie eine sehr gute Arbeit
für Frieden und Sicherheit des Landes leisten.
Sie müssen nicht ignoriert werden und ihnen
muss geholfen werden.

Das Afghanische Kommunikations- und Kultur-
zentrum befindet sich in der Neuköllner Friedel-
straße 10. 

Weitere Informationen im Internet:
http://afghankultur.de
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Dem Frieden eine Chance -
Truppen raus aus Afghanistan

Am 20. September hat die Friedenbewegung in
Berlin und Stuttgart gegen den Krieg in
Afghanistan demonstriert. DIE LINKE war dabei,
ebenso wie bei der Petition an den Bundestag:
„Dem Frieden eine Chance - Truppen raus aus
Afghanistan“. Der Truppeneinsatz soll nach den
Vorstellungen der Bundesregierung  ausgeweitet
und über den Termin der kommenden Bundes-
tagswahlen 2009 hinaus beschlossen werden,
um das Thema aus dem Bundestagswahlkampf
herauszuhalten. Die Bundesregierung weiß
genau, dass die Mehrheit der Bevölkerung den
Bundeswehreinsatz ablehnt, weil „unsere Frei-
heit“ nicht am Hindukusch verteidigt wird.

Mehr als fünf Millionen Flüchtlinge zählen zu den Opfern des Krieges am Hindukusch. Der Krieg der
USA und ihrer Verbündeten „gegen den Terror“ fordert täglich neue Opfer unter der Zivilbevölkerung.

„Nieder mit den USA“ fordern Einwohner des
Dorfes Azizabad in der Provinz Herat nach
einem Luftangriff auf eine Hochzeitsgesell-
schaft. Getötet wurden 50 Kinder, 19 Frauen
und acht Männer - Taliban waren nicht darunter. 
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Stolpersteine erinnern an 
Neuköllner Arbeiterwiderstand
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Die Bedrohung durch faschisti-
sche Organisationen wie die
NPD und andere nimmt auch in
Neukölln zu. 

Die neuen und alten Nazis können nur
durch die aktive Mobilisierung eines
breiten gesellschaftlichen Bündnisses

zurückgedrängt werden.

Auf der Mitgliederversammlung der Neuköll-
ner LINKEN am 5. September stand die Büdnis-
politik im Kampf gegen neue und alte Nazis im
Mittelpunkt der Debatte. Fazit: DIE LINKE.Neu-
kölln setzt sich im Antifaschistischen Bündnis
Neukölln (ABN) für eine gesellschaftliche breite
und entschlossene Einheit im Kampf gegen alte
und neue Nazis ein: All diejenigen, die zu einer
gemeinsamen Mobilisierung gegen die Nazis

Mobilmachen
gegen Nazis 

bereit sind, sind dabei gleichberechtigte Part-
ner, unabhängig von sonstigen politischen Posi-
tionen. DIE LINKE.Neukölln bemüht sich aus-
drücklich um eine aktive Teilnahme insbsonde-
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In Neukölln erinnern inzwischen
40 Stolpersteine an von den
Nazis verfolgte Berlinerinnen
und Berliner. 

Am 12. und 13. September 2008 verlegte
der Bildhauer Gunter Demnig 27 neue
Stolpersteine, darunter die Metallplatten

für die Neuköllner Widerständler Reinhold Her-
mann und Hugo Kapteina, Rudolf Peter und
Willy Kolbe übernommen, die in der Weserstra-
ße 54, der Gielower Straße 32C sowie der Son-
nenallee 137 wohnten. Wer waren die Vier?

Sie gehörten zum Arbeiterwiderstand und
wirkten 1943/44 in der Saefkow-Jacob-Bäst-
lein-Gruppe, einer der größten Widerstandsor-
ganisationen aus der Endzeit der Nazi-Diktatur.

Reinhold Hermann,Buchdrucker, war seit
1918 Mitglied der Berliner SPD und im Vorstand
des Deutschen Buchdrucker-Verbandes und Be-
triebsrat. Zuletzt arbeitete er in der Druckerei
des ŒVölkischen Beobachters•. Mit seiner Frau
Emma stellte er die gemeinsame Wohnung für
illegale Treffen zur Verfügung, beteiligte sich an
der Herstellung von Flugschriften und gab diese
an Arbeitskollegen weiter. Am  24. Juli 1944
wurde er verhaftet und vor Beginn der Haupt-
verhandlung wegen Vorbereitung zum Hochver-
rat nach Bayreuth transportiert. Er starb dort
am 29. April 1945 im Zuchthausaußenlager
Creußen an den Folgen des Hafttransportes.

Hugo Kapteinaschrieb als freier Mitarbeiter
für  mehrere Zeitungen und Zeitschriften, u.a. für

die ŒWelt am Abend• und den ŒSimplizissimus•. Er
sympathisierte mit der KPD ohne ihr anzugehö-
ren.  Er   war nach 1943 als Konstrukteur in der
Firma Alkett in Berlin-Borsigwalde beschäftigt.
Dort baute er eine Widerstandsgruppe auf, die
sich an der Verbreitung illegaler Schriften und an
der Störung der Kriegsproduktion des Betriebes
beteiligte. Er unterstützte ausländische Zwangsar-
beiter.  Nach seiner Verhaftung am 22. Juli 1944
gelingt es ihm, aus der Untersuchungshaft zu flie-
hen. Im Februar 1945 erneut verhaftet, wurde er
am 15. Februar 1945 vom NS-Volksgerichtshof
wegen Vorbereitung zum Hochverrat und Feind-
begünstigung zum Tode verurteilt. Am 20.
April1945 starb er unter dem Fallbeil im Zucht-
haus Brandenburg-Görden.

Willy Kolbe, Schlosser und Maschinenbauer,
war Mitglied des Deutschen Metallarbeiter Ver-
bandes und sympathisierte mit der KPD. in der
Firma Ludwig Loewe & Co. in Berlin-Moabit
schloss er sich einer illegalen Gruppe an, die den

re von Grünen und Sozialdemokraten, von Ge-
werkschaften und Glaubensgemeinschaften,
von MigrantInnen und Flüchtlingen und ihren
Organisationen.

Ob in Britz (unser Bild), Rudow oder im Neuköllner Norden: Naziaufmärsche und Veranstaltungen
stoßen auf Protest. Das gilt auch für den von den Nazis für Anfang Dezember geplanten Aufmarsch
in Neukölln.

Hugo Kapteina Reinhold Hermann Rudolf Peter

Widerstand in diesem Rüstungsbetrieb organi-
sierte. Am 28. September 1944 wurde er verhaf-
tet. Er wird wegen Vorbereitung zum Hochverrat
angeklagt und vom NS-Volksgerichtshof zu 3 Jah-
ren Zuchthaus verurteilt. Am 22.2.1945 wird er
aus Plötzensee in das Zuchthaus Halberstadt und
dessen Außenlager Hausneindorf verlegt, wo er
am 21. April 1945 auf dem Evakuierungsmarsch
starb. Von ihm gibt es leider kein Foto.

Rudolf Peterarbeitete als Buchbinder beim
Deutschen Verlag. Dort erhält er Kontakt zur il-
legalen Gewerkschaftsgruppe und beteiligte
sich an der Verteilung illegaler Flugblätter. Er
bemühte sich um Kontakte zu ehemaligen sozi-
aldemokratischen Funktionären. Er wurde am
28. August 1944 verhaftet und am 18. Januar
1945 vom Volksgerichtshof zu 4 Jahren Zucht-
haus und 4 Jahren Ehrverlust verurteilt. Zur
Strafverbüßung wird er ins Zuchthaus Branden-
burg-Görden gebracht, wo er am 2. März 1945
ums Leben kommt.


